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Woher kommt das Recht auf
telekommunikative Grundversorgung?
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§§ 156 ff. TKG: 
Recht auf 

Versorgung mit 
Telekommunika-

tionsdiensten
(RaVT)

Art. 87f Abs. 1 GG: Gewährleistung 
flächendeckend angemessener und 
ausreichender Dienstleistungen im 

Bereich der Telekommunikation

Art. 84 des Kommunikationskodex:
Sicherstellung eines erschwinglichen 

Universaldiensts (angemessener 
Breitbandinternetzugangsdienst 

und Sprachkommunikationsdienste)

Koalitionsvertrag 2018: 
Flächendeckender Zugang zum 

schnellen Internet und Schaffung 
eines rechtlich abgesicherten 

Anspruchs hierzu
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Welche Leistungen beinhaltet das Recht auf
telekommunikative Grundversorgung?
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Mindestangebot an 
Telekommunikationsdiensten 

(§ 157 Abs. 2 TKG)

• Sprachkommunikationsdienste sowie ein schneller Internetzugangsdienst 
für eine angemessene soziale und wirtschaftliche Teilhabe einschließlich 
des hierfür notwendigen Anschlusses an ein öffentliches Tele-
kommunikationsnetz an einem festen Standort (nicht zwingend Festnetz)

Vorgaben für ver-
ordnungsrechtliche Ausge-
staltung (§ 157 Abs. 3 TKG)

• Mehrheitskriterium: Berücksichtigung der von mindestens 80% der 
Verbraucher im Bundesgebiet genutzten Mindestbandbreite, 
Uploadrate und Latenz

• Anreizkriterium: Auswirkungen auf Anreize zum privatwirtschaftlichen 
Breitbandausbau und zu Breitbandfördermaßnahmen

• Dienstekriterium: Ermöglichung bestimmter Pflichtdienste als 
qualitative Untergrenze

Verordnungsrechtliche 
Ausgestaltung (TKMV)

• Internetzugangsdienst:
Download 10 Mbit/s, Upload 1,7 Mbit/s, 
Latenz 150 ms

• Sprachkommunikationsdienst: 
Download/Upload 64 Kbit/s,
Latenz 150 ms
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Ist die Schwelle von 80% 
EU-rechtskonform?
Handelt es sich um eine 
verbindliche Mindest-
vorgabe?

Ist die Ergänzung des Katalogs der Anhang-V-
Pflichtdienste um Teleheimarbeit und die marktübliche 
Nutzung von Online-Inhaltediensten EU-rechtskonform? Ist es rechtmäßig, dass Dienste bereits dann den Anforderungen an 

das Mindestangebot entsprechen, wenn sie die 
Leistungsanforderungen nur „regelmäßig“ erfüllen? Was bedeutet 
die Einschränkung in der Praxis?

5



November 2022

Das Recht auf telekommunikative Grundversorgung Andreas Neumann

Wann ist die telekommunikative Grundversorgung 
erschwinglich?
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Allgemein: Gleichwertige Lebensverhältnisse, Berücksichtigung der Interessen der
Endnutzer und der Telekommunikationsunternehmen. Preise gelten als erschwinglich, 

wenn sie sich an marktüblichen Preisen orientieren.

Monatlicher Preis für die Dienstenutzung: Bundesweiter technologieneutraler 
Durchschnitt aus den Preisen der auf dem Markt angebotenen Produktbündel, gewichtet 

nach Nutzerzahlen.
Berücksichtigung besonderer kostentreibender Komponenten (Satellitenschüssel).

Einmaliger Anschlusspreis: Bundesweiter technologieneutraler Durchschnitt aus den 
Preisen der Anschlüsse an einem festen Standort, einschließlich der 

Bereitstellungsentgelte, gewichtet nach Nutzerzahlen. Im Einzelfall Berücksichtigung 
regionaler Besonderheiten.
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Allgemein: Gleichwertige Lebensverhältnisse, Berücksichtigung der Interessen der
Endnutzer und der Telekommunikationsunternehmen. Preise gelten als erschwinglich, 

wenn sie sich an marktüblichen Preisen orientieren.

Monatlicher Preis für die Dienstenutzung: Bundesweiter technologieneutraler 
Durchschnitt aus den Preisen der auf dem Markt angebotenen Produktbündel, gewichtet 

nach Nutzerzahlen.
Berücksichtigung besonderer kostentreibender Komponenten (Satellitenschüssel).

Einmaliger Anschlusspreis: Bundesweiter technologieneutraler Durchschnitt aus den 
Preisen der Anschlüsse an einem festen Standort, einschließlich der 

Bereitstellungsentgelte, gewichtet nach Nutzerzahlen. Im Einzelfall Berücksichtigung 
regionaler Besonderheiten.

Bis zu welcher Bandbreite sind solche 
Bündel zu berücksichtigen?

Besteht hier ein Spannungsverhältnis zur 
technologieneutralen Betrachtung?
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Wie wird das Recht auf telekommunikative 
Grundversorgung gewährleistet?
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Feststellung der Unterversorgung (gegenwärtiges oder 
künftiges Versorgungsdefizit) [2 Monate, ggf. + 1 Monat]

Bedarfsfeststellung und Sicherstellungsankündigung 
[im Rahmen der Unterversorgungsfeststellung]

Stufe 1: Ausgleichsfreie Verpflichtungszusage
[1 Monat]

Stufe 2: Diensteverpflichtung
[3 Monate, ggf. + 1 Monat]
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Feststellung der Unterversorgung (gegenwärtiges oder 
künftiges Versorgungsdefizit) [2 Monate, ggf. + 1 Monat]

Bedarfsfeststellung und Sicherstellungsankündigung 
[im Rahmen der Unterversorgungsfeststellung]

Stufe 1: Ausgleichsfreie Verpflichtungszusage
[1 Monat]

Stufe 2: Diensteverpflichtung
[3 Monate, ggf. + 1 Monat]

Wann ist Beseitigung des 
Defizits „absehbar“?

Gilt das auch 
bei drohender 
Unerschwing-
lichkeit?

Entschließungs-
ermessen auch bei 
geeigneter Zusage?
Regelungsgehalt der 
Verbindlicherklärung?
Vorgehensweise bei 
Wiederaufnahme?

Nach welchen Kriterien ist der Diensteverpflichtete auszuwählen?
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Stand 6.11.2022: 
Unterversorgungsfeststellungen 
für 12 Standorte (die z. T. mehrere 
Flurstücke umfassen)
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Wie wird das Recht auf telekommunikative 
Grundversorgung finanziert?
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Ergeben die Nettokosten (vermeidbare Kosten) der Diensteverpflichtung ein 
Defizit für ein bestimmtes Kalenderjahr?

Führen die Nettokosten zu einer unzumutbaren Belastung?

Festsetzung der Ausgleichshöhe (Ausgleichsbetrag zuzüglich 
marktüblicher Verzinsung)

Finanzierung durch ein Umlageverfahren mit anteiliger Beteiligung aller 
Anbieter auf dem sachlich relevanten Markt (Ausnahme: KMU und 
Härtefälle) und ggf. auch großer OTT-Anbieter
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Ergeben die Nettokosten (vermeidbare Kosten) der Diensteverpflichtung ein 
Defizit für ein bestimmtes Kalenderjahr?

Führen die Nettokosten zu einer unzumutbaren Belastung?

Festsetzung der Ausgleichshöhe (Ausgleichsbetrag zuzüglich 
marktüblicher Verzinsung)

Finanzierung durch ein Umlageverfahren mit anteiliger Beteiligung aller 
Anbieter auf dem sachlich relevanten Markt (Ausnahme: KMU und 
Härtefälle) und ggf. auch großer OTT-Anbieter

Wann liegt (keine) 
Unzumutbarkeit vor?

Wie wird die markt-
übliche Verzinsung 
bestimmt?

Was ist der 
Ausgleichsbetrag? 

Verfassungs-
konformität?

Wie bestimmt sich der Anteil der OTT-
Anbieter an der Gesamtfinanzierung? Wie wird Beitrag durch eigene 

Verpflichtungszusage bewertet?

Welche KMU-Definition gilt (40 oder
50 Mio. Jahresumsatz)?
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Wie wird das Recht auf telekommunikative 
Grundversorgung geltend gemacht?
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• Endnutzer, d. h. natürliche oder juristische Personen

• bei privatem oder geschäftlichem Nutzungszweck (außerhalb der Betätigung im Bereich 
der öffentlichen Telekommunikation)

Anspruchsberechtigter

• Diensteverpflichteter

• auch im Falle einer freiwilligen Verpflichtungszusage
Anspruchsgegner

• Kontrahierungszwang entsprechend der Diensteverpflichtung mit Entbündelungsgebot

• Versorgung an Hauptwohnung oder Geschäftsort (im unterversorgten Gebiet)
Sachlicher 

Anspruchsinhalt

• Vorbereitungszeitraum: 3 Monate ab Diensteverpflichtung

• Versorgungszeitraum: von der Bundesnetzagentur festzulegen, in der Regel maximal
3 Monate

Zeitlicher 
Anspruchsinhalt
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Was gilt bei freiwilliger 
Verpflichtungszusage?
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Kontaktdaten

Andreas Neumann

Institut für das Recht der Netzwirtschaften, Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IRNIK)
Rheinweg 67
53129 Bonn

an@irnik.de
Twitter: @andreasneumann
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